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Die Wahlbeteiligung, eine der wichtigsten Formen der politischen Teilhabe, sinkt seit den 1950er Jahren, was 
eine große Herausforderung für die Demokratien in der ganzen Welt darstellt. Verschiedene Studien belegen 
durchgängig eine alarmierend niedrige Wahlbeteiligung junger Menschen auf unterschiedlichen Ebenen und 
in unterschiedlichen Regionen und Ländern (Martin 2012; Garcia Albacete 2014; Bouza 2014; Deželan 2015; 
Deželan und Moxon 2021). Studien zur Europawahl (siehe Schmitt et al. 2014; Schmitt et al. 2019) offenbaren 
einen schockierenden Querschnitt: Demnach beteiligen sich die Wählerinnen und Wähler in den EU-
Mitgliedstaaten, insbesondere in den jüngsten Jahrgängen der Wahlberechtigten, nicht an der Europawahl. 
Unter letzteren ist der Anteil der Stimmenthaltungen (über 70 %) besonders hoch. Darüber hinaus ist die Kluft 
zwischen jungen und älteren Wählern in der gesamten demokratischen Welt deutlich größer geworden, was 
darauf hinweist, dass das Problem der geringen politischen Teilhabe junger Menschen nicht nur Wahlen, 
sondern auch die institutionelle Politik betrifft.  

                                                             

1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/745820/IPOL_STU(2023)745820_EN.pdf 
 

KURZE ZUSAMMENFASSUNG 

In dieser von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten auf Ersuchen 
des AFCO-Ausschusses in Auftrag gegebenen Studie wird die Teilhabe junger Menschen an 
demokratischen Prozessen unter besonderer Berücksichtigung der Europawahl analysiert. In der 
Studie werden die Bedeutung der politischen Teilhabe für moderne Demokratien und die mit der 
Teilhabe und Vertretung junger Menschen verbundenen Dilemmas untersucht. Ferner werden 
darin die laufenden Legislativvorschläge zur Europawahl und die Wahlbeteiligung mobiler EU-
Bürger sowie die im Plenum der Konferenz über die Zukunft Europas im Mai 2022 angenommenen 
Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger aus der Sicht junger Menschen untersucht. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/745820/IPOL_STU(2023)745820_EN.pdf
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Politische Teilhabe ist für jede funktionierende Demokratie von wesentlicher Bedeutung. Die Maßnahmen der 
Regierung sollten kontrolliert werden, um Willkür zu verhindern, und die Stimmabgabe sowie andere Formen 
der Beteiligung sind eine Form dieser externen Kontrolle. Die Frage, wer sich an der politischen 
Entscheidungsfindung beteiligt, ist eines der bestimmenden Merkmale der Demokratie. Eine Situation, in der 
nur einige wenige am politischen Prozess teilhaben oder in der bestimmte Gruppen von der 
Entscheidungsfindung ausgeschlossen sind, schränkt die demokratische Ordnung daher ganz klar ein. Die 
politische Teilhabe ist zudem der beste Mechanismus, um Interessen zum Ausdruck zu bringen, erfüllt einen 
Bildungsauftrag für die Bürger, wirkt sich auf die Lebenszufriedenheit aus, garantiert eine Form der Kontrolle 
und Gegenkontrolle der Entscheidungsträger und hängt unmittelbar mit der Reaktionsfähigkeit der 
Regierungen zusammen. Die Abwesenheit junger Menschen in der institutionellen Politik beeinträchtigt auch 
die Vertretung junger Menschen, da die geringe Teilhabe junger Menschen an der Politik bedeutet, dass sie 
relativ wenig von den Regierungen erwarten können, da die Politiker nur wenig Anreize haben, sich auf 
politische Strategien zu konzentrieren, die jungen Menschen zugutekommen. Studien zeigen, dass der Anteil 
an Abgeordneten unter 30 Jahren in Parlamenten nur selten mehr als 2 % beträgt und insbesondere für junge 
Frauen ungünstig ausfällt (siehe Deželan 2015; Tremmel 2006).  

Es gibt zahlreiche Gründe für die aktuelle Situation in Bezug auf die politische Teilhabe junger Menschen. Junge 
Menschen sind zahlenmäßig tatsächlich unterrepräsentiert. Allerdings müssen auch die Foren, in denen 
Ausdruck stattfindet, im Hinblick auf ihre Relevanz für die Bürgerschaft junger Menschen überdacht werden. 
Zu den Faktoren, die zu der geringen Beteiligung beitragen, gehören das sich ändernde Verhältnis zwischen 
jungen Menschen und dem politischen Bereich, die politische Sozialisierung und wichtige Ereignisse während 
der Sozialisierung sowie die Veränderung der Normen im Hinblick auf die Bürgerschaft junger Menschen, die 
mit der Art und Weise, wie wir politische Teilhabe definieren, verknüpft sind.  

Die Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger Nr. 36, 37 und 38, die im Plenum der Konferenz zur Zukunft Europas 
angenommen wurden, beinhalten mehrere Empfehlungen, wie die junge Menschen in die demokratischen 
Prozesse eingebunden werden können. Vorschlag Nr. 36 „Bürgerinformation, Partizipation und Jugend“ zielt 
beispielsweise darauf ab, „die Bürgerbeteiligung und die Einbeziehung der Jugend zu verstärken, um den 
Europäern eine umfassende staatsbürgerliche Erfahrung zu ermöglichen und sicherzustellen, dass ihre Stimme 
auch zwischen den Wahlen gehört wird und dass die Beteiligung wirksam ist“. In dem Vorschlag wird mehr 
strukturelle Unterstützung für die jugendliche Zivilgesellschaft und lokale Jugendräte sowie ein „Jugend-
Check“ jener Rechtsvorschriften, die Auswirkungen auf junge Menschen haben können, gefordert.  

In seiner Entschließung zu den Folgemaßnahmen zu der Konferenz zur Zukunft Europas betonte das 
Europäische Parlament, wie wichtig „[...] die kontinuierliche Einbeziehung der Beteiligung und Konsultation der 
Bürger in [das Beschlussfassungsverfahren der EU]“ ist. Im Mai 2022 nahm das Parlament ferner eine legislative 
Entschließung zu dem Vorschlag für eine neue Verordnung des Rates über die Wahl der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments zur Einführung eines einheitlichen harmonisierten Alters für das aktive und passive 
Wahlrecht in der gesamten Union an. Sein Ausschuss für konstitutionelle Angelegenheiten arbeitet darüber 
hinaus an zwei Vorschlägen der Kommission für Richtlinien des Rates über die Wahlbeteiligung von EU-
Bürgern. 

Die laufenden Vorschläge zur Europawahl gehen das Problem der politischen Teilhabe junger Menschen im 
Allgemeinen an und liefern zukunftsorientierte Lösungen. Diese Maßnahmen unterliegen jedoch häufig 
maßgeblichen Einschränkungen (beispielsweise unionsweite Einheit, nationale Rechtsvorschriften), sind nicht 
besonders ehrgeizig (beispielsweise Einführung einer Quotenregelung für junge Menschen/Altersgruppen, 
ausgesprochen zaghafte Einführung des Stimmrechts für junge Menschen unter 18 Jahren) und könnten der 
Teilhabe junger Menschen in einigen Fällen sogar abträglich sein (beispielsweise unterschiedliche 
Altersgrenzen im Hinblick auf das Wahlalter und das Alter für eine Kandidatur, Organisation der Wahl am 
9. Mai). Die Vorschläge der Bürger umfassen wiederum eine breite Palette von Ideen zur Verbesserung der 
europäischen Demokratien, etwa im Hinblick auf die Bereitstellung von Informationen, die Fähigkeit zur 
Verarbeitung von Informationen sowie den Zugang zu demokratischen Institutionen und Prozesse und deren 
Stärke. 

https://futureu.europa.eu/de/pages/reporting?format=html&locale=de
https://futureu.europa.eu/de/pages/reporting?format=html&locale=de
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0141_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0129_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0129_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0129_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2022-0129_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-push-for-european-democracy/file-voting-rights-of-eu-citizens-residing-in-other-member-states
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-push-for-european-democracy/file-voting-rights-of-eu-citizens-residing-in-other-member-states
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Unter Berücksichtigung der laufenden Prozesse sind die empfohlenen Maßnahmen auf die Bereitstellung von 
Informationen, die Fähigkeit zur Verarbeitung von Informationen sowie den verbesserten Zugang zu 
demokratisch gewählten Institutionen und politischen Prozessen und deren erhöhte Stärke ausgerichtet. Unter 
anderem werden folgende Empfehlungen vorgeschlagen:  

• Unterstützung von Informations- und Aufklärungskampagnen für Wähler;  
• Schaffung von Instrumenten für einen jugendfreundlichen Informationsaustausch und 

jugendfreundliche Rückmeldungen sowie diesbezügliche Unterstützung;  
• Förderung von Bürgermedien;  
• Förderung von Jugendjurys, Scheinprozessen und anderen Beratungsmodellen der Teilhabe 

junger Menschen;  
• Unterstützung für Medienerziehung und digitale Kompetenz;  
• Senkung des aktiven und des passiven Wahlalters;  
• automatische Wählerregistrierung und Aktualisierung des Wählerverzeichnisses;  
• Förderung der Teilhabe junger Menschen an der Wahlleitung;  
• Einführung der elektronischen Stimmabgabe und alternativer Formen der Stimmabgabe im 

In- und Ausland;  
• Einführung von Quotenregelungen für junge Menschen und Präsenz junger Menschen in 

wichtigen politischen Gremien sowie 
• Verbesserung der Konsultationsverfahren und der Mitbestimmung bei Themen, die die junge 

Generation bewegen, und Einführung von Mechanismen der direkten und partizipativen 
Demokratie.
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